
  

Fraktionsvorlage 

Vorlage-Nr.: 3649-2023/DaDi  

  
Fachbereich: Fraktionslose im Kreistag Darmstadt-Dieburg 

Bischoff, Werner 

Beteiligungen:  

  
Produkt: 1.01.01.02 Gremienmanagement 

  
Beschlusslauf: Nr. Gremium Status Zuständigkeit 

 1. Haupt- und Finanzausschuss Ö Zur vorbereitenden 

Beschlussfassung 

 2. Kreistag Ö Zur abschließenden 

Beschlussfassung 
 

  
Betreff: Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2024 – Kommunale und kreisweite 

Verarmung beenden – Antrag Abg. Bischoff (fraktionslos) 
  

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Der Kreistag Darmstadt Dieburg fordert die hess. Landesriegerung auf,sich mit einer 

Bundesratsinitiative für Maßnahmen der Umverteilung und gerechter Steuern zur Stärkung der 

Demokratie , der Gebietskörperschaften und Landkreise einzusetzen. Hierzu gehört, dass die 

finanziellen Rahmenbedingungen für den Landkreis und seine 23 Kommunen nachhhaltig 

verbessert werden müssen. 

Die Finanzbedingungen zwischen Bund, Länder und seinen Kreiskommunen müssen auf 

bürgerfreundliche Grundlagen gestellt werden. 

Maßnahmen hierzu sind: 

 Wiedereinführung der Vermögenssteuer in Form einer Millionärssteuer von 5 Prozent auf 

private Millionenvermögen 

 Deutliche Anhebung der Erbschaftssteuer auf große Vermögen. 

 Anhebung des Spitzenseuersatzes von derzeit 42 auf 53 Prozent. 

 Anhebung des Körperschaftssteuersatzes von 25 % auf 40 % 

 Rücknahme der Steuerbefreiung der Steuerbefreiung für Veräußerungsgewinne beim 

Verkauf von Unternehmensbeteiligungen.. 
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Begründung: 

 

Die Verschuldung dieses Landkreises ist aktuell besorgniserregend. 

Aus eigene Kraft ist der Landkreis nicht in der Lage, seine die ihm von Politik und Gesellschaft 

immer größer werdenden Aufgaben zu erfüllen. Dies gehört eigentlich zu den zentralen Aufgaben 

dieses Landkreises. 

Wichtige Vorhaben gerade im Spozialbereich scheitern an deren Unterfinanzierung. Hier sind 

dringend Anreize notwendig. 

 

Weitere Erläuterungen in der Kreistagssitzung am 11. Dezember. 
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